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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 6. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 4½ prozentigen konſolidirten Staatsanleihe, 
©. 55. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil 
des Bezirks des Amtsgerichts Flensburg, S. ss. 


(Nr. 9034.) Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 4½ prozentigen konſolidirten 
Staatsanleihe. Vom 4. März 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


§. 

Die Schuldverſchreibungen der 4½ prozentigen konſolidirten Staatsanleihe 
können vom 1. April 1885 ab zur Einlöſung gegen Baarzahlung des Kapital⸗ 
betrages binnen einer dreimonatlichen Friſt gekündigt werden. 

Die Kündigung geſchieht durch öffentliche Bekanntmachung des Finanz⸗ 
miniſters. 


$. 2. 

Bevor die Kündigung ($. 1) erfolgt, ift den Inhabern der Schuldverſchrei⸗ 
bungen der 4½pprozentigen konſolidirten Staatsanleihe die Umwandlung dieſer 
Schuldverſchreibungen in ſolche der 4prozentigen konſolidirten Staatsanleihe durch 
öffentliche Bekanntmachung des Finanzminiſters mit der Wirkung anzubieten, daß 
das Angebot für angenommen gilt, wenn nicht binnen einer auf mindeſtens Einen 
Monat vom Tage jener Bekanntmachung ab zu bemeſſenden Friſt unter Ein- 
reichung der Staatsſchuldverſchreibungen die Baarzahlung des Kapitalbetrages 
beantragt wird. 


§. 3. 


Die umzuwandelnden Schuldverſchreibungen ($. 2) werden bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1885 mit 4½ Prozent verzinſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 9. März 1885. 


— 


F. 4. 


Die umzuwandelnden Schuldverſchreibungen werden nach erfolgter Einreichung 
mit einem die Zinsherabſetzung ausdrückenden Vermerk abgeſtempelt. Auf Antrag 
des Gläubigers ſoll ſtatt der Abſtempelung die koſtenfreie Eintragung eines dem 
Nennwerth der eingereichten Schuldverſchreibungen gleichen, vom 1. Oktober 1885 
ab zu 4 Prozent verzinslichen Betrages in das Staatsſchuldbuch bewirkt werden. 
Der Antrag muß binnen einer vom Finanzminiſter feſtzuſetzenden Friſt eingereicht 
werden. 


$. 5. 


Auf die gemäß F. 4 erfolgenden Eintragungen in das Staatsſchuldbuch und 
auf die eingereichten Schuldverſchreibungen finden die Beſtimmungen des Geſetzes, 
betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 120) 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß Privataußerkursſetzungsvermerke 
den Beſtimmungen der $$. 1 und 2 des Geſetzes vom 16. Juni 1835 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 133) unterliegen. 


$. 6. 


Die mit dem Antrag auf Baarzahlung des Kapitalbetrages eingereichten 
Schuldverſchreibungen (F. 2) werden abgeſtempelt und gemäß der erfolgenden 
Kündigung (F. 1) zurückgezahlt. 


$. 7. 


Zu demjenigen Betrage, welcher erforderlich fein wird, um die Mittel der 
Baarzahlung für die zur Entöfung gelangenden 4½ prozentigen Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen ($. 6) zu beſchaffen, können Staatsſchuldverſchreibungen aus⸗ 
gegeben werden. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen einzelnen Beträgen, zu welchen 
Bedingungen der Kündigung, zu welchem Zinsfuß und zu welchen turfen die 
Schuldverſchreibungen zu verausgaben ſind, beſtimmt der Saane 

Im Uebrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe, 
ſowie wegen der Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. De⸗ 
zember 1869 (Gefeg-Samml. S. 1197) mit der Maßgabe zur Anwendung, daß 
die Kündigung nur im Wege des Geſetzes erfolgen kann. 


§. 8. 


Die umzuwandelnden Schuldverſchreibungen ($. 2) können gegen neu aus 
zufertigende Schuldverſchreibungen der 4 prozentigen konſolidirten Staatsanleihe, 
auf welche die Beſtimmungen des $. 7 Abſatz 3 entſprechende Anwendung finden, 
umgetauſcht werden. 


1 


§. 9. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Der Finanz 
minifter erläßt die zur Ausführung deſſelben erforderlichen Anordnungen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. März 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9035.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Flensburg. Vom 3. März 1885. 


Auf Grund des F. 14 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein (Geſetz-Samml. 1873 S. 241 1879 S. 12) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im $. 12 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für folgende zum Bezirk des Amtsgerichts Flensburg gehörige Bezirke: b 


für die Forſtgutsbezirke Glücksburg, Lindewitt, Stenderup, 
für den Schloßgutsbezirk Glücksburg, 
für die Gutsbezirke Schwensby, Südenſee, 


für die Bezirke der Gemeinden Löſtrup, Sörupholz, Gremmerup, Hodderup, 
Husby, Husbyholz, Markerup, Wallsbüll, Meyn, Nordhackſtedt, Hörup, 
Riesbriek, Linnau, Schafflund, Großenwiehe, Kleinwiehe, Lindewitt- 
Lüngerau, Schobüll, Sillerup, Wanderup, Eggebek, Jerrishoe, Keelbek, 
Jörl, Janneby, Sollerup, Süderhackſtedt Sieverſtedt, Stenderup, 
Süderſchmedeby, Oeverſee, Barderup, Frörup, Tarp, Jarplund, Juhl⸗ 
ſchau, Munkwolſtrup, Großſolt, Eſtrup, Großſoltbrück, Großſoltholz, 
Kollerup, Bistoft, Kleinſolt, Kleinwolſtrup 


am 10. April 1885 beginnen ſoll. 
Berlin, den 3. März 1885. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


